
Stadt Ochtrup 

Bericht über die Erstellung des Gesamtabschlusses  
zum 31. Dezember 2018



STADT OCHTRUP

B e r i c h t 

über die 

Erstellung des Gesamtabschlusses zum 31. Dezember 2018 



Inhaltsverzeichnis 

Seite 

A. Erstellungsauftrag 1

B. Gegenstand, Art und Umfang der Erstellung 2

C. Erläuterungen zum Gesamtabschluss 5

I. Grundlagen der Gesamtrechnungslegung 5

II. Konsolidierungskreis 5

III. Gesamtabschluss 6

IV. Gesamtlagebericht 6

V. Beteiligungsbericht 6

D. Bescheinigung des Wirtschaftsprüfers über die Erstellung mit Plausibilitätsbeurteilungen 7



Anlagen 

I Gesamtabschluss  

 1. Gesamtbilanz zum 31. Dezember 2018 

 2. Gesamtergebnisrechnung für die Zeit vom 1. Januar bis 31. Dezember 2018 

 3. Gesamtanhang zum 31. Dezember 2018 

Anlage 1: Kapitalflussrechnung nach DRS 2 
Anlage 2: Verbindlichkeitenspiegel 

 4. Gesamtlagebericht zum 31. Dezember 2018 
Anlage 1: Angaben nach § 95 GO 

II Allgemeine Auftragsbedingungen für Wirtschaftsprüfer und Wirtschaftsprüfungsgesell- 
 schaften vom 1. Januar 2017 



1 

A.  Erstellungsauftrag 

Wir wurden mit der Erstellung des Gesamtabschlusses zum 31. Dezember 2018 der 

Stadt Ochtrup,

im Folgenden auch Stadt oder Konzern genannt, 

beauftragt. 

Gemäß § 116 Abs. 1 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW a. F.) 

hat die Stadt zum Ende des Haushaltsjahres einen Gesamtabschluss unter Beachtung der Grund-

sätze ordnungsmäßiger Buchführung aufzustellen. 

Der Konzern enthält folgende Einzelabschlüsse: 

- Stadt Ochtrup („Mutterunternehmen“) und 

- Stadtwerke Ochtrup („Tochterunternehmen“). 

Über Gegenstand, Art und Umfang der von uns durchgeführten Erstellung erstatten wir den vor-

liegenden Bericht. Bei der Erstellung wurden zugleich Plausibilitätsbeurteilungen durch uns vorge-

nommen. Der vorliegende Erstellungsbericht richtet sich an die Stadt Ochtrup. 

Die Erstellung des Gesamtlageberichts und des Beteiligungsberichts waren nicht Gegenstand die-

ses Auftrags. Der Gesamtlagebericht sowie der Beteiligungsbericht lagen uns während der Erstel-

lung nicht vor. Somit wurde der Gesamtlagebericht von uns keiner Plausibilitätsbeurteilung unter-

zogen. Des Weiteren wurde der Beteiligungsbericht im Rahmen der Erstellungsarbeiten von uns 

nicht ausgewertet.  

Unsere Berichterstattung erfolgt nach den vom Institut der Wirtschaftsprüfer in Deutschland e. V., 

Düsseldorf, festgelegten Grundsätzen für die Erstellung von Jahresabschlüssen durch Wirtschafts-

prüfer (IDW S 7). 

Für die Durchführung des Auftrags und unsere Verantwortlichkeit, auch im Verhältnis zu Dritten, 

sind die Allgemeinen Auftragsbedingungen für Wirtschaftsprüfer und Wirtschaftsprüfungsgesell-

schaften in der Fassung vom 1. Januar 2017 maßgebend, die als Anlage beigefügt sind. 
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B.  Gegenstand, Art und Umfang der Erstellung 

Gegenstand der Erstellung  

Im Rahmen unseres Auftrags haben wir den Gesamtabschluss zum 31. Dezember 2018 unter 

Beachtung der für die kommunale Rechnungslegung geltenden gesetzlichen Vorschriften ein-

schließlich der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung und der sonstigen gemeinderechtlichen 

Bestimmungen erstellt. Die Anwendung anderer gesetzlicher Vorschriften ist nur insoweit Gegen-

stand der Erstellung, als sich aus diesen anderen Vorschriften üblicherweise Auswirkungen auf 

den Gesamtabschluss ergeben. 

Die Erstellung des Gesamtlageberichts und des Beteiligungsberichts waren nicht Gegenstand un-

seres Auftrags. Ebenso sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die dem Ersteller ge-

machten Angaben. Unsere Aufgabe besteht darin, auf der Grundlage der zur Verfügung gestellten 

Daten den Gesamtabschluss zu erstellen. 

Neben der Erstellungstätigkeit haben wir die dem Gesamtabschluss zu Grunde liegenden Konsoli-

dierungsbuchungen sowie die vorgelegten Unterlagen auf ihre Plausibilität hin beurteilt und uns 

einen Überblick über das rechnungslegungsbezogene interne Kontrollsystem bezüglich des Ge-

samtabschlusses verschafft. 

Art und Umfang der Erstellung  

Der Gesamtabschluss zum 31. Dezember 2018 wurde von uns aus den uns vorgelegten Unter-

lagen und den erteilten Auskünften der Stadt abgeleitet. Der Lagebericht und der Beteiligungsbe-

richt lagen während unserer Arbeiten nicht vor.  

Für die Stadtwerke Ochtrup haben wir Anpassungen hinsichtlich des Ansatzes sowie des Auswei-

ses vorgenommen, um einen NKF-konformen Abschluss zu erstellen. Änderungen bezüglich der 

Bewertung waren aus Wesentlichkeitsgründen und wegen Vorlage betriebsspezifischer Sachver-

halte nicht notwendig. 

Bei der Erstellung des Gesamtabschlusses zum 31. Dezember 2018 haben wir auftragsgemäß 

Plausibilitätsbeurteilungen der Konsolidierungsbuchungen vorgenommen. Darüber hinausgehende 

Prüfungshandlungen wurden nicht vorgenommen. 
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Die Beurteilung der Plausibilität der dem Gesamtabschluss zu Grunde liegenden Unterlagen er-

folgte durch: 

- Auswertung des in den Gesamtabschluss einbezogenen Einzelabschlusses, 

- Befragung nach den angewandten Verfahren zur Erfassung und Verarbeitung von zu kon-

solidierenden Geschäftsvorfällen im Rechnungswesen,  

- Befragung zu allen wesentlichen Abschlussaussagen, 

- analytische Beurteilungen der einzelnen Abschlussaussagen,  

- Abgleichung des Gesamteindrucks des Gesamtabschlusses mit den im Verlauf der Erstel-

lung erlangten Informationen und 

- stichprobenartige Überprüfung der von der Stadt Ochtrup zu Teilbereichen zur Verfügung 

gestellten Unterlagen. 

Der in die Vollkonsolidierung einzubeziehende Jahresabschluss der Stadtwerke Ochtrup wurde 

von der Wirtschaftsprüfungs- und Steuerberatungsgesellschaft EversheimStuible Treuberater 

GmbH, Düsseldorf, geprüft und mit einem uneingeschränkten Bestätigungsvermerk nach § 101 

GO NRW a. F. bzw. § 106 GO NRW a. F. und § 322 HGB versehen. 

Die Erstellung hat sich unter anderem schwerpunktmäßig mit den folgenden Themen beschäftigt: 

- Überprüfung des Konsolidierungskreises, 

- Überleitung der Einzelabschlüsse in einen NKF-Summenabschluss, 

- Ertrags- und Aufwandskonsolidierung, 

- Schuldenkonsolidierung sowie 

- IT-technische Umsetzung. 

Wir haben die Erstellung im Monat November 2021 in unserem Hause erledigt. Art und Umfang 

unserer Gesamtabschlusserstellung, die entsprechend der Stellungnahme IDW S 7 durchgeführt 

wurde, haben wir in unseren Arbeitspapieren festgehalten. 

Die erbetenen Auskünfte und Nachweise sind uns von den gesetzlichen Vertretern der Stadt und 

den uns benannten Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern bereitwillig erteilt worden. 

Darüber hinaus hat uns der Kämmerer der Stadt in einer berufsüblichen Vollständigkeitserklärung 

schriftlich versichert, dass zur Erstellung des Gesamtabschlusses zum 31. Dezember 2018 alle 

bilanzierungspflichtigen Vermögenswerte, Verpflichtungen, Wagnisse, Abgrenzungen und Konsoli-

dierungssachverhalte berücksichtigt sowie alle erforderlichen Angaben gemacht worden sind.  
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Insbesondere wurde uns bestätigt, dass besondere Umstände, die die Vermögens-, Schulden-, 

Ertrags- und Finanzgesamtlage nachhaltig verschlechtern könnten, nicht bestehen. Zudem wurde 

uns versichert, dass Gesetzesverstöße, die Bedeutung für den Inhalt des Gesamtabschlusses 

oder für die Entwicklung der Stadt haben können, nicht bestanden. 
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C. Erläuterungen zum Gesamtabschluss 

I. Grundlagen der Gesamtrechnungslegung 

Der Gesamtabschluss zum 31. Dezember 2018 wurde nach den Vorschriften des § 116 GO NRW 

a. F.  i. V. m. §§ 49 bis 51 GemHVO NRW von uns erstellt.  

Der Gesamtabschluss basiert auskunftsgemäß auf dem nach einheitlichen Grundsätzen aufge-

stellten Jahresabschluss des einbezogenen verselbstständigten Aufgabenbereichs in öffentlich-

rechtlicher Form zum Abschlussstichtag der Stadt Ochtrup (Konsolidierungskreis). Daran an-

schließend wurde der Jahresabschluss des einbezogenen verselbstständigten Aufgabenbereichs 

zusammengefasst und um konzerninterne Leistungen sowie Forderungen und Verbindlichkeiten 

bereinigt (Konsolidierung). 

Für den in den Gesamtabschluss einbezogenen verselbstständigten Aufgabenbereich wurden bei 

der Erstellung des Gesamtabschlusses grundsätzlich einheitliche Bilanzierungs- und Bewertungs-

methoden nach dem Entwurf der Gesamtabschlussrichtlinie beachtet. 

Der Gesamtabschluss ist nach den Rechnungslegungsvorschriften der Gemeindehaushaltsverord-

nung Nordrhein-Westfalen (GemHVO) und des Handelsgesetzbuches i. d. F. vom 10. Mai 1897, 

zuletzt geändert durch Gesetz vom 25. Mai 2009 (HGB), unter Beachtung der Deutschen Rech-

nungslegungsstandards (DRS) erstellt und gegliedert worden. 

II. Konsolidierungskreis 

Einbezogene verselbstständigte Aufgabenbereiche 

In den Gesamtabschluss ist die Stadt Ochtrup als Mutterunternehmen einbezogen. Darüber hinaus 

werden in den Gesamtabschluss die Stadtwerke Ochtrup im Wege der Vollkonsolidierung einbe-

zogen. 

Die übrigen Beteiligungen der Stadt werden nicht einbezogen. An dieser Stelle verweisen wir auf 

die Angaben im Anhang. 
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III. Gesamtabschluss 

Wir haben den Gesamtabschluss zum 31. Dezember 2018 ordnungsgemäß aus den Jahresab-

schlüssen der einbezogenen verselbstständigten Aufgabenbereiche sowie den ergänzenden Un-

terlagen zu den Anpassungs- und Konsolidierungsmaßnahmen erstellt. 

Der Gesamtabschluss zum 31. Dezember 2018, bestehend aus Gesamtbilanz, Gesamtergebnis-

rechnung und Gesamtanhang, ist gemäß §§ 49 bis 51 GemHVO NRW i. V. m. §§ 300, 301 und 

303 bis 305 und §§ 307 bis 309 HGB aufgestellt und entspricht den gesetzlichen Vorschriften. 

Der Gesamtanhang und die beigefügte Gesamtkapitalflussrechnung wurden von uns nach allen 

gemäß den gesetzlichen Vorschriften erforderlichen Angaben und Aufgliederungen erstellt. Auf die 

Aufstellung eines Gesamtanlagenspiegels wurde verzichtet. 

Die Gesamtkapitalflussrechnung ist unter Beachtung des Deutschen Rechnungslegungsstandards 

Nr. 2 (DRS 2) aufzustellen, wobei die indirekte Methode angewendet wurde. Bei der Berechnung 

des Finanzmittelfonds werden die Ein- und Auszahlungen aus den Vorräten sowie den erhaltenen 

Anzahlungen unter dem Cashflow aus der laufenden Verwaltungstätigkeit gezeigt. In der Finanz-

rechnung nach GemHVO werden diese Zahlungen hingegen unter dem Cashflow aus der Investi-

tionstätigkeit gezeigt. Gleichzeitig wird unterstellt, dass die Zu- und Abgänge des Anlagevermö-

gens und der Sonderposten im Haushaltsjahr zahlungswirksam waren. 

Die Aufstellung des Gesamtabschlusses erfolgt EDV-gestützt. Die Konsolidierungsvorgänge sind 

ordnungsgemäß nachgewiesen und protokolliert. 

IV. Gesamtlagebericht 

Der Gesamtlagebericht lag uns während der Erstellung des Gesamtabschlusses nicht vor.  

V. Beteiligungsbericht 

Der Beteiligungsbericht lag uns während der Erstellung des Gesamtabschlusses nicht vor.  
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D. Bescheinigung des Wirtschaftsprüfers über die Erstellung mit Plausibilitätsbeur-

teilungen  

An die Stadt Ochtrup: 

Wir haben auftragsgemäß den nachstehenden Gesamtabschluss – bestehend aus Gesamtbilanz, 

Gesamtergebnisrechnung und Gesamtanhang – der Stadt Ochtrup für den Stichtag zum 31. De-

zember 2018 unter Beachtung der gemeinderechtlichen Vorschriften von Nordrhein-Westfalen und 

den ergänzenden Bestimmungen der Satzung und sonstigen ortsrechtlichen Bestimmungen er-

stellt. Grundlage für die Erstellung waren die geprüften Einzelabschlüsse, die uns vorgelegten Be-

lege, Bücher und Bestandsnachweise sowie die uns erteilten Auskünfte. Die Buchführung sowie 

die Aufstellung des Inventars und des Gesamtabschlusses und des Gesamtlageberichts nach den 

gemeinderechtlichen Vorschriften von Nordrhein-Westfalen und den ergänzenden Bestimmungen 

der Satzungen und sonstigen ortsrechtlichen Bestimmungen liegen in der Verantwortung der ge-

setzlichen Vertreter. 

Wir haben unseren Auftrag unter Beachtung des IDW Standards „Grundsätze für die Erstellung 

von Jahresabschlüssen durch Wirtschaftsprüfer (IDW S 7)“ durchgeführt. Dieser umfasst die Ent-

wicklung der Gesamtbilanz und der Gesamtergebnisrechnung sowie die Aufstellung des Anhangs 

auf Grundlage der Buchführung und des Inventars sowie der Vorgaben zu den anzuwendenden 

Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden. Zur Beurteilung der Plausibilität der uns vorgelegten 

Belege, Bücher und Bestandsnachweise, an deren Zustandekommen wir nicht mitgewirkt haben, 

haben wir Befragungen und analytische Beurteilungen vorgenommen, um mit einer gewissen Si-

cherheit auszuschließen, dass diese nicht ordnungsgemäß sind. Es sind uns keine Sachverhalte 

bekannt geworden, die gegen die Ordnungsmäßigkeit der uns vorgelegten Unterlagen und des auf 

dieser Grundlage erstellten Gesamtabschlusses sprechen. 

Münster, am 25. November 2021 

Concunia GmbH 

Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 

Steuerberatungsgesellschaft 

Jürgens 

Wirtschaftsprüfer 

Steuerberater 

Andreas Jürgens
Digital unterschrieben am 07.12.2021
Herausgeber des Zertifikates
D-TRUST CA 3-1 2016



Anlagen



Anlage I 1.

A K T I V A P A S S I V A

Vorjahr Vorjahr
€ € € € € €

1. Anlagevermögen 1. Eigenkapital
1.1 Immaterielle Vermögensgegenstände 440.718,34 347.934,13 1.1 Allgemeine Rücklage 51.456.243,04 51.598.028,69

440.718,34 347.934,13 1.2 Ausgleichsrücklage 0,00 413.786,33
1.2 Sachanlagen 1.3 Gesamtjahresergebnis 79.240,45 -412.924,89

1.2.1 unbebaute Grundstücke und grundstücksgleiche Rechte 51.535.483,49 51.598.890,13
1.2.1.1 Grünflächen 9.044.550,82 8.321.681,90
1.2.1.2 Ackerland 2.725.200,12 2.473.978,21 2. Sonderposten
1.2.1.3 Wald, Forsten 739.549,36 752.717,32 2.1 Sonderposten für Zuwendungen 54.527.959,09 55.244.669,69
1.2.1.4 Sonstige unbebaute Grundstücke 3.370.283,81 3.378.600,13 2.2 Sonderposten für Beiträge 20.845.648,87 21.125.069,61

15.879.584,11 14.926.977,56 2.3 Sonderposten für den Gebührenausgleich 0,00 0,00
1.2.2 Bebaute Grundstücke und grundstücksgleiche Rechte 2.4 Sonstige Sonderposten 1.601.922,00 1.635.498,39

1.2.2.1 Grundstücke mit Kinder- und Jugendeinrichtungen 1.062.671,59 1.097.340,54 76.975.529,96 78.005.237,69
1.2.2.2 Grundstücke mit Schulen 28.135.291,39 28.869.350,37
1.2.2.3 Grundstücke mit Wohnbauten 1.191.907,23 1.235.990,11 3. Rückstellungen
1.2.2.4 Grundstücke mit sonstigen Dienst-, Geschäfts- 3.1 Pensionsrückstellungen 8.297.349,00 8.204.157,00

und Betriebsgebäuden 14.894.464,61 15.389.342,37 3.2 Rückstellungen für Deponien und Altlasten 0,00 0,00
45.284.334,82 46.592.023,39 3.3 Instandhaltungsrückstellungen 333.117,77 453.117,77

1.2.3 Infrastrukturvermögen 3.4 Steuerrückstellungen 180.527,82 390.751,34
1.2.3.1 Grund- und Boden des Infrastrukturvermögens 13.989.798,60 13.987.235,13 3.5 Sonstige Rückstellungen 5.573.673,24 4.421.167,42
1.2.3.2 Brücken und Tunnel 1.515.927,31 1.521.623,34 14.384.667,83 13.469.193,53
1.2.3.3 Entwässerungs- und Abwasserbeseitigungsanlagen 15.407.825,37 15.702.838,88
1.2.3.4 Straßennetz mit Wegen, Plätzen und 4. Verbindlichkeiten

Verkehrslenkungsanlagen 46.805.350,44 47.196.324,10 4.1 Verbindlichkeiten aus Krediten für Investitionen 37.496.902,08 34.365.302,48
1.2.3.5 Stromversorgungsanlagen 13.723.300,79 13.203.172,16 4.2 Verbindlichkeiten aus Kredtiten zur Liquiditätssicherung 3.000.000,00 3.109.686,68
1.2.3.6 Gasversorgungsanlagen 5.683.419,10 5.727.646,83 4.3 Verbindlichkeiten aus Vorgängen, die Kreditaufnahmen 
1.2.3.7 Wasserversorgungsanlagen 11.440.927,41 11.436.416,94 wirtschaftlich gleichkommen 0,00 0,00
1.2.3.8 Sonstige Bauten des Infrastrukturvermögens 88.871,56 92.832,51 4.4 Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen 4.377.327,99 3.494.525,57

108.655.420,58 108.868.089,89 4.5 Verbindlichkeiten aus Transferleistungen 34.629,09 144.183,16
4.6 Sonstige Verbindlichkeiten 2.716.885,58 3.074.237,44
4.7 Erhaltene Anzahlungen 6.085.594,79 5.306.253,46

1.2.4 Bauten auf fremdem Grund und Boden 1,53 1,53 53.711.339,53 49.494.188,79
1.2.5 Kunstgegenstände, Kulturdenkmäler 38,00 38,00
1.2.6 Maschinen und technische Anlagen, Fahrzeuge 3.380.214,66 2.717.640,63 5. Passive Rechnungsabgrenzung 529.867,43 534.727,71
1.2.7 Betriebs- und Geschäftsausstattung 3.056.897,75 2.862.785,27
1.2.8 Geleistete Anzahlungen und Anlagen im Bau 8.515.038,78 5.348.459,87

184.771.530,23 181.316.016,14
1.3 Finanzanlagen

1.3.1 Anteile an verbundenen Unternehmen 25.000,00 0,00
1.3.2 Übrige Beteiligungen 247.739,89 250.027,85
1.3.3 Wertpapiere des Anlagevermögens 749.481,63 544.169,71
1.3.4 Ausleihungen 57.020,00 57.020,00

1.079.241,52 851.217,56
186.291.490,09 182.515.167,83

2. Umlaufvermögen
2.1 Vorräte

2.1.1 Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe, Waren 3.644.528,33 4.170.659,95
2.1.2 Geleistete Anzahlungen 0,00 0,00

2.2 Forderungen und sonstige Vermögensgegenstände
2.2.1 Forderungen 3.462.005,13 2.439.567,40
2.2.2 Sonstige Vermögensgegenstände 1.769.191,59 2.825.446,11

5.231.196,72 5.265.013,51
2.3 Liquide Mittel 1.585.551,35 759.806,02

10.461.276,40 10.195.479,48

3. Aktive Rechnungabgrenzung 384.121,75 391.590,54

197.136.888,24 193.102.237,85 197.136.888,24 193.102.237,85

Gesamtbilanz
Stadt Ochtrup

zum 31. Dezember 2018

Haushaltsjahr Haushaltsjahr



Anlage I 2.

Gesamtergebnisrechnung der Stadt Ochtrup

für die Zeit vom 1. Januar bis 31. Dezember 2018

Ergebnis Ergebnis des

des Haushaltsjahres Vorjahres

€ €
1. Steuern und ähnliche Abgaben 27.001.711,93 23.996.434,69

2. Zuwendungen und allgemeine Umlagen 7.471.259,76 8.381.795,44

3. Öffentlich-rechtliche Leistungsentgelte 24.742.358,65 25.295.955,86

4. Privatrechtliche Leistungsentgelte 810.198,70 968.730,07

5. Kostenerstattungen und Kostenumlagen 1.582.035,64 1.630.136,22

6. Sonstige ordentliche Erträge 1.185.837,76 737.301,76

7. Aktivierte Eigenleistungen 345.871,36 332.752,44

8. Ordentliche Gesamterträge 63.139.273,80 61.343.106,48

9. Personalaufwendungen 11.427.499,28 10.681.518,82

10. Versorgungsaufwendungen 1.436.804,72 1.274.005,75

11. Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen 18.330.022,87 18.069.088,55

12. Bilanzielle Abschreibungen 6.167.134,42 6.014.822,94

13. Transferaufwendungen 18.868.641,30 20.083.704,53

14. Sonstige ordentliche Aufwendungen 5.840.819,66 4.518.064,18

15. Ordentliche Gesamtaufwendungen 62.070.922,25 60.641.204,77

16. Ordentliches Gesamtergebnis 1.068.351,55 701.901,71

17. Finanzerträge 16.009,96 13.561,55

18. Finanzaufwendungen 1.005.121,06 1.128.388,15

19. Gesamtfinanzergebnis - 989.111,10 - 1.114.826,60

20. Gesamtergebnis der laufenden Geschäftstätigkeit 79.240,45 - 412.924,89
21. Gesamtjahresergebnis 79.240,45 - 412.924,89



























Anlage I 3.1

Kapitalflussrechnung nach DRS 2 (Mindestgliederung)

Ergebnis 
Geschäftsjahr

Vorjahres-
ergebnis

€ €
1. Ordentliches Ergebnis 79.240,45 - 412.924,89
2. +/– Abschreibungen/Zuschreibungen auf Gegenstände des 

Anlagevermögens
6.167.134,42 6.014.822,94

3. +/– Zunahme/Abnahme der Rückstellungen 915.474,30 75.421,82
4. –/+ Auflösung von Sonderposten und sonstige zahlungsunwirksame Erträge/Aufwendungen - 3.667.536,28 - 3.559.879,10
5. –/+ Gewinn/Verlust aus dem Abgang von Gegenständen des Anlagevermögens 349.388,46 117.314,96
6. –/+ Zunahme/Abnahme der Vorräte, der Forderungen aus Lieferungen und Leistungen sowie 

anderer Aktiva, die nicht der Investitions- oder Finanzierungstätigkeit zuzuordnen sind
567.417,20 301.522,04

7. +/– Zunahme/Abnahme der Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen sowie anderer 
Passiva, die nicht der Investitions- oder Finanzierungstätigkeit zuzuordnen sind

1.190.377,54 - 771.188,13

8. = Cashflow aus der laufenden Geschäftstätigkeit + 5.601.496,09 + 1.765.089,64
9. + Einzahlungen aus Abgängen von Gegenständen des Sachanlagevermögens 319.144,06 67.048,49

10. – Auszahlungen für Investitionen in das Sachanlagevermögen - 9.825.037,07 - 8.557.575,88
11. + Einzahlungen aus Abgängen von Gegenständen des 

immateriellen Anlagevermögens 242,28 0,00
12. – Auszahlungen für Investitionen in das immaterielle Anlagevermögen - 211.011,13 - 78.883,29
13. + Einzahlungen aus Abgängen von Gegenständen des Finanzanlagevermögens 0,00 2.442,07
14. – Auszahlungen für Investitionen in das Finanzanlagevermögen - 230.311,92 - 335.636,83
15. + Einzahlungen für Sonderposten aus Zuwendungen und Beiträgen sowiie die sonstigen 

Sonderposten
2.149.310,10 2.883.728,65

16. = Cashflow aus der Investitionstätigkeit - 7.797.663,68 - 6.018.876,79
17. + Einzahlungen aus der Aufnahme von (Finanz-)Krediten 8.394.851,00 7.109.686,68
18. – Auszahlung aus der Tilgung von Anleihen und (Finanz-) Krediten - 5.372.938,08 - 2.650.876,54
19. = Cashflow aus der Finanzierungstätigkeit + 3.021.912,92 + 4.458.810,14
20. = Zahlungswirksame Veränderungen des Finanzmittelfonds 825.745,33 205.022,99
21. +/– Finanzmittelfonds am Anfang der Periode 759.806,02 554.783,03
22. = Finanzmittelfonds am Ende der Periode 1.585.551,35 759.806,02



Stadt Ochtrup Anlage I 3.2
Gesamtabschluss zum 31.12.2018

Verbindlichkeitenspiegel

Stichtag: 31.12.2018

bis zu 1 Jahr
€

1 bis 5 Jahre
€

mehr als 
5 Jahre
€

1 2 3 4 5

1. Verbindlichkeiten aus Krediten für Investitionen 37.496.902,08 1.736.806,62 7.283.563,59 28.476.531,87 34.365.302,48

2. Verbindlichkeiten aus Krediten zur 
    Liquiditätssicherung

3.000.000,00 3.000.000,00 0,00 0,00 3.109.686,68

3. Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen 4.377.327,99 4.377.327,99 0,00 0,00 3.494.525,57

4. Verbindlichkeiten aus Transferleistungen 34.629,09 34.629,09 0,00 0,00 144.183,16

5. Sonstige Verbindlichkeiten 2.716.885,58 2.716.885,58 0,00 0,00 3.074.237,44

6. Erhaltene Anzahlungen 6.085.594,79 6.085.594,79 0,00 0,00 5.306.253,46

Summe aller Verbindlichkeiten 53.711.339,53 17.951.244,07 7.283.563,59 28.476.531,87 49.494.188,79

Gesamtbetrag
am 31.12.2017

€ 

Gesamtbetrag
am 31.12.2018

€

mit einer Restlaufzeit von

Art der Verbindlichkeiten

































































Allgemeine Auftragsbedingungen 
für 

Wirtschaftsprüfer und Wirtschaftsprüfungsgesellschaften 

vom 1. Januar 2017 

1. Geltungsbereich

(1) Die Auftragsbedingungen gelten für Verträge zwischen Wirtschaftsprüfern 
oder Wirtschaftsprüfungsgesellschaften (im Nachstehenden zusammenfas-
send „Wirtschaftsprüfer“ genannt) und ihren Auftraggebern über Prüfungen, 
Steuerberatung, Beratungen in wirtschaftlichen Angelegenheiten und sonsti-
ge Aufträge, soweit  nicht etwas anderes ausdrücklich schriftlich vereinbart 
oder gesetzlich zwingend vorgeschrieben ist. 

(2) Dritte können nur dann Ansprüche aus dem Vertrag zwischen Wirt-
schaftsprüfer und Auftraggeber herleiten, wenn dies ausdrücklich vereinbart 
ist oder sich aus zwingenden gesetzlichen Regelungen ergibt. Im Hinblick auf 
solche Ansprüche gelten diese Auftragsbedingungen auch  diesen Dritten 
gegenüber. 

2. Umfang und Ausführung des Auftrags

(1) Gegenstand des Auftrags ist die vereinbarte Leistung, nicht ein bestimm-
ter wirtschaftlicher Erfolg. Der Auftrag wird nach den Grundsätzen ordnungs-
mäßiger Berufsausübung ausgeführt. Der Wirtschaftsprüfer übernimmt im 
Zusammenhang mit seinen Leistungen keine Aufgaben der Geschäftsfüh-
rung. Der Wirtschaftsprüfer ist für die Nutzung oder Umsetzung der Ergebnis-
se seiner Leistungen nicht verantwortlich. Der Wirtschaftsprüfer ist berechtigt, 
sich zur Durchführung des Auftrags sachverständiger Personen zu bedienen. 

(2) Die Berücksichtigung ausländischen Rechts bedarf  – außer bei betriebs-
wirtschaftlichen Prüfungen – der ausdrücklichen schriftlichen Vereinbarung. 

(3) Ändert sich die Sach- oder Rechtslage nach Abgabe der abschließenden 
beruflichen Äußerung, so ist der Wirtschaftsprüfer nicht verpflichtet, den 
Auftraggeber auf Änderungen oder sich daraus ergebende Folgerungen 
hinzuweisen. 

3. Mitwirkungspflichten des Auftraggebers

(1) Der Auftraggeber hat dafür zu sorgen, dass dem Wirtschaftsprüfer alle für 
die Ausführung des Auftrags notwendigen Unterlagen und weiteren Informa-
tionen rechtzeitig übermittelt werden und ihm von allen Vorgängen und 
Umständen Kenntnis gegeben wird,  die für die Ausführung des Auftrags von 
Bedeutung sein können. Dies gilt auch für die Unterlagen und weiteren 
Informationen, Vorgänge und Umstände, die  erst während der Tätigkeit des 
Wirtschaftsprüfers bekannt werden. Der Auftraggeber wird dem Wirtschafts-
prüfer geeignete Auskunftspersonen benennen. 

(2) Auf Verlangen des Wirtschaftsprüfers hat der Auftraggeber die Vollstän-
digkeit der vorgelegten Unterlagen und der weiteren Informationen sowie der 
gegebenen Auskünfte und Erklärungen in einer vom Wirtschaftsprüfer formu-
lierten schriftlichen Erklärung zu bestätigen. 

4. Sicherung der Unabhängigkeit

(1) Der Auftraggeber hat  alles zu unterlassen, was die Unabhängigkeit der 
Mitarbeiter des Wirtschaftsprüfers gefährdet. Dies gilt für die Dauer des 
Auftragsverhältnisses insbesondere für Angebote auf Anstellung oder Über-
nahme von Organfunktionen und für Angebote, Aufträge auf eigene Rech-
nung zu übernehmen. 

(2) Sollte die Durchführung des Auftrags die Unabhängigkeit des Wirtschafts-
prüfers,  die der mit ihm verbundenen Unternehmen, seiner Netzwerkunter-
nehmen oder solcher mit ihm assoziierten Unternehmen, auf die  die Unab-
hängigkeitsvorschriften in  gleicher Weise Anwendung finden wie auf den 
Wirtschaftsprüfer, in anderen Auftragsverhältnissen beeinträchtigen, ist der 
Wirtschaftsprüfer zur außerordentlichen Kündigung des Auftrags berechtigt. 

5. Berichterstattung und mündliche Auskünfte

Soweit der Wirtschaftsprüfer Ergebnisse im Rahmen der Bearbeitung des 
Auftrags schriftlich darzustellen hat, ist  alleine  diese schriftliche Darstellung 
maßgebend. Entwürfe schriftlicher Darstellungen sind unverbindlich. Sofern 
nicht anders vereinbart, sind mündliche Erklärungen und Auskünfte des 
Wirtschaftsprüfers nur dann verbindlich, wenn sie schriftlich bestätigt werden. 
Erklärungen und Auskünfte des Wirtschaftsprüfers außerhalb des erteilten 
Auftrags sind stets unverbindlich. 

6. Weitergabe einer beruflichen Äußerung des Wirtschaftsprüfers

(1) Die Weitergabe beruflicher Äußerungen des Wirtschaftsprüfers (Arbeits-
ergebnisse oder Auszüge von Arbeitsergebnissen – sei es im Entwurf oder in 
der Endfassung) oder die Information über das Tätigwerden des Wirtschafts-
prüfers für den Auftraggeber an einen Dritten bedarf der schriftlichen Zustim-
mung des Wirtschaftsprüfers,  es sei denn, der Auftraggeber ist zur Weiter-
gabe oder Information aufgrund eines Gesetzes oder einer behördlichen 
Anordnung verpflichtet. 

(2) Die Verwendung beruflicher Äußerungen des Wirtschaftsprüfers und die 
Information über das Tätigwerden des Wirtschaftsprüfers für den Auftragge-
ber zu Werbezwecken durch den Auftraggeber sind unzulässig. 

7. Mängelbeseitigung

(1) Bei etwaigen Mängeln hat der Auftraggeber Anspruch auf Nacherfüllung 
durch den Wirtschaftsprüfer. Nur bei Fehlschlagen, Unterlassen bzw. unbe-
rechtigter Verweigerung, Unzumutbarkeit oder Unmöglichkeit der Nacherfül-
lung kann er die Vergütung mindern oder vom Vertrag zurücktreten; ist der 
Auftrag nicht von einem Verbraucher erteilt worden, so kann der Auftraggeber 
wegen eines Mangels nur dann vom Vertrag zurücktreten, wenn die erbrach-
te Leistung wegen Fehlschlagens, Unterlassung, Unzumutbarkeit oder 
Unmöglichkeit der Nacherfüllung für ihn ohne Interesse ist. Soweit darüber 
hinaus Schadensersatzansprüche bestehen, gilt Nr. 9. 

(2) Der Anspruch auf Beseitigung von Mängeln muss vom Auftraggeber 
unverzüglich in Textform geltend gemacht werden. Ansprüche nach Abs. 1, 
die  nicht  auf  einer vorsätzlichen Handlung beruhen, verjähren nach Ablauf 
eines Jahres ab dem gesetzlichen Verjährungsbeginn. 

(3) Offenbare Unrichtigkeiten, wie z.B. Schreibfehler, Rechenfehler und 
formelle Mängel,  die in  einer beruflichen Äußerung (Bericht, Gutachten und 
dgl.) des Wirtschaftsprüfers enthalten sind, können jederzeit vom Wirt-
schaftsprüfer auch Dritten gegenüber berichtigt werden. Unrichtigkeiten, die 
geeignet sind, in der beruflichen Äußerung des Wirtschaftsprüfers enthaltene 
Ergebnisse infrage zu stellen, berechtigen diesen, die Äußerung auch Dritten 
gegenüber zurückzunehmen. In den vorgenannten Fällen ist der Auftragge-
ber vom Wirtschaftsprüfer tunlichst vorher zu hören. 

8. Schweigepflicht gegenüber Dritten, Datenschutz

(1) Der Wirtschaftsprüfer ist nach Maßgabe der Gesetze (§ 323 Abs. 1 HGB, 
§ 43 WPO, § 203 StGB) verpflichtet, über Tatsachen und Umstände, die ihm
bei seiner Berufstätigkeit anvertraut oder bekannt werden, Stillschweigen zu 
bewahren, es sei denn, dass der Auftraggeber ihn von dieser Schweigepflicht 
entbindet. 

(2) Der Wirtschaftsprüfer wird bei der Verarbeitung von personenbezogenen 
Daten die nationalen und europarechtlichen Regelungen zum Datenschutz 
beachten. 

9. Haftung

(1) Für gesetzlich vorgeschriebene Leistungen des Wirtschaftsprüfers, insbe-
sondere Prüfungen, gelten die jeweils anzuwendenden gesetzlichen Haf-
tungsbeschränkungen, insbesondere  die Haftungsbeschränkung des § 323 
Abs. 2 HGB. 

(2) Sofern weder eine gesetzliche Haftungsbeschränkung Anwendung findet 
noch  eine einzelvertragliche Haftungsbeschränkung besteht, ist  die Haftung 
des Wirtschaftsprüfers für Schadensersatzansprüche jeder Art, mit Ausnah-
me von Schäden aus der Verletzung von Leben, Körper und Gesundheit, 
sowie von Schäden, die  eine Ersatzpflicht des Herstellers nach § 1 
ProdHaftG begründen, bei einem fahrlässig verursachten einzelnen Scha-
densfall gemäß § 54a Abs. 1 Nr. 2 WPO auf 4 Mio. € beschränkt. 

(3) Einreden und Einwendungen aus dem Vertragsverhältnis mit dem Auf-
traggeber stehen dem Wirtschaftsprüfer auch gegenüber Dritten zu. 

(4) Leiten mehrere Anspruchsteller aus dem mit dem Wirtschaftsprüfer 
bestehenden Vertragsverhältnis Ansprüche aus einer fahrlässigen Pflichtver-
letzung des Wirtschaftsprüfers her,  gilt der in Abs. 2 genannte Höchstbetrag 
für die betreffenden Ansprüche aller Anspruchsteller insgesamt. 

 
 

 
 

 
 

 
 

 
 

 
 

 
 

 
 

 
 

 
 

 
 

 
 

 
 

 
  

 
 

 
 

 
 

 
 

 
 



(5) Ein einzelner Schadensfall im Sinne von Abs. 2 ist auch bezüglich eines 
aus mehreren Pflichtverletzungen stammenden einheitlichen Schadens 
gegeben. Der einzelne Schadensfall umfasst sämtliche Folgen einer Pflicht-
verletzung ohne Rücksicht darauf, ob Schäden in  einem oder in mehreren 
aufeinanderfolgenden Jahren entstanden sind. Dabei gilt mehrfaches auf 
gleicher oder gleichartiger Fehlerquelle beruhendes Tun oder Unterlassen als 
einheitliche Pflichtverletzung, wenn die betreffenden Angelegenheiten mitei-
nander in rechtlichem oder wirtschaftlichem Zusammenhang stehen. In 
diesem Fall kann der Wirtschaftsprüfer nur bis zur Höhe von 5 Mio. € in 
Anspruch genommen werden. Die Begrenzung auf das Fünffache der Min-
destversicherungssumme  gilt  nicht bei gesetzlich vorgeschriebenen Pflicht-
prüfungen. 

(6) Ein Schadensersatzanspruch  erlischt, wenn nicht innerhalb von sechs 
Monaten nach der schriftlichen Ablehnung der Ersatzleistung Klage erhoben 
wird und der Auftraggeber auf diese Folge hingewiesen wurde. Dies gilt nicht 
für Schadensersatzansprüche, die auf vorsätzliches Verhalten zurückzufüh-
ren sind, sowie bei einer schuldhaften Verletzung von Leben, Körper oder 
Gesundheit sowie bei Schäden, die eine Ersatzpflicht des Herstellers nach § 
1 ProdHaftG begründen. Das Recht, die Einrede der Verjährung geltend zu 
machen, bleibt unberührt. 

 

10. Ergänzende Bestimmungen für Prüfungsaufträge 

(1) Ändert der Auftraggeber nachträglich den durch den Wirtschaftsprüfer 
geprüften und mit  einem Bestätigungsvermerk versehenen Abschluss oder 
Lagebericht, darf er diesen Bestätigungsvermerk nicht weiterverwenden. 

Hat der Wirtschaftsprüfer einen Bestätigungsvermerk nicht  erteilt, so ist  ein 
Hinweis auf die durch den Wirtschaftsprüfer durchgeführte Prüfung im Lage-
bericht oder an anderer für die Öffentlichkeit bestimmter Stelle nur mit schrift-
licher Einwilligung des Wirtschaftsprüfers und mit dem von ihm genehmigten 
Wortlaut zulässig. 

(2) Widerruft der Wirtschaftsprüfer den Bestätigungsvermerk, so darf der 
Bestätigungsvermerk nicht weiterverwendet werden. Hat der Auftraggeber 
den Bestätigungsvermerk bereits verwendet, so hat er auf Verlangen des 
Wirtschaftsprüfers den Widerruf bekanntzugeben. 

(3) Der Auftraggeber hat Anspruch auf fünf Berichtsausfertigungen. Weitere 
Ausfertigungen werden besonders in Rechnung gestellt. 

 

11. Ergänzende Bestimmungen für Hilfeleistung in Steuersachen 

(1) Der Wirtschaftsprüfer ist berechtigt, sowohl bei der Beratung in steuerli-
chen Einzelfragen als auch im Falle der Dauerberatung die vom Auftraggeber 
genannten Tatsachen, insbesondere Zahlenangaben, als richtig und vollstän-
dig zugrunde zu legen; dies gilt auch für Buchführungsaufträge. Er hat jedoch 
den Auftraggeber auf von ihm festgestellte Unrichtigkeiten hinzuweisen. 

(2) Der Steuerberatungsauftrag umfasst  nicht  die zur Wahrung von Fristen 
erforderlichen Handlungen, es sei denn, dass der Wirtschaftsprüfer hierzu 
ausdrücklich den Auftrag übernommen hat. In diesem Fall hat der Auftragge-
ber dem Wirtschaftsprüfer alle für die Wahrung von Fristen wesentlichen 
Unterlagen, insbesondere Steuerbescheide, so rechtzeitig vorzulegen, dass 
dem Wirtschaftsprüfer eine angemessene Bearbeitungszeit zur Verfügung 
steht. 

(3) Mangels einer anderweitigen schriftlichen Vereinbarung umfasst  die 
laufende Steuerberatung folgende, in  die Vertragsdauer fallenden Tätigkei-
ten: 

a) Ausarbeitung der Jahressteuererklärungen für die Einkommensteuer, 
Körperschaftsteuer und Gewerbesteuer sowie der Vermögensteuererklä-
rungen, und zwar auf Grund der vom Auftraggeber vorzulegenden Jahres-
abschlüsse und sonstiger für die Besteuerung erforderlicher Aufstellungen 
und Nachweise 

b) Nachprüfung von Steuerbescheiden zu den unter a) genannten Steuern 

c) Verhandlungen mit den Finanzbehörden im Zusammenhang mit den 
unter a) und b) genannten Erklärungen und Bescheiden 

d) Mitwirkung bei Betriebsprüfungen und Auswertung der Ergebnisse von 
Betriebsprüfungen hinsichtlich der unter a) genannten Steuern 

e) Mitwirkung in Einspruchs- und Beschwerdeverfahren hinsichtlich der 
unter a) genannten Steuern. 

Der Wirtschaftsprüfer berücksichtigt bei den vorgenannten Aufgaben die 
wesentliche veröffentlichte Rechtsprechung und Verwaltungsauffassung. 

(4) Erhält der Wirtschaftsprüfer für die laufende Steuerberatung ein Pau-
schalhonorar, so sind mangels anderweitiger schriftlicher Vereinbarungen die 
unter Abs. 3 Buchst. d) und e) genannten Tätigkeiten gesondert zu honorie-
ren. 

(5) Sofern der Wirtschaftsprüfer auch Steuerberater ist  und  die Steuerbera-
tervergütungsverordnung für die Bemessung der Vergütung anzuwenden ist, 
kann eine höhere oder niedrigere  als die gesetzliche Vergütung in Textform 
vereinbart werden. 

 

 

(6) Die Bearbeitung besonderer Einzelfragen der Einkommensteuer, Körper-
schaftsteuer, Gewerbesteuer, Einheitsbewertung und Vermögensteuer sowie 
aller Fragen der Umsatzsteuer, Lohnsteuer, sonstigen Steuern und Abgaben 
erfolgt auf Grund eines besonderen Auftrags. Dies gilt auch für 

a) die Bearbeitung einmalig anfallender Steuerangelegenheiten, z.B. auf 
dem Gebiet der Erbschaftsteuer, Kapitalverkehrsteuer, Grunderwerbsteuer, 

b) die Mitwirkung und Vertretung in Verfahren vor den Gerichten der Fi-
nanz- und der Verwaltungsgerichtsbarkeit sowie in Steuerstrafsachen, 

c) die beratende und gutachtliche Tätigkeit im Zusammenhang mit Um-
wandlungen, Kapitalerhöhung und -herabsetzung, Sanierung, Eintritt und 
Ausscheiden eines Gesellschafters, Betriebsveräußerung, Liquidation und 
dergleichen und 

d) die Unterstützung bei der Erfüllung von Anzeige- und Dokumentations-
pflichten. 

(7) Soweit auch  die Ausarbeitung der Umsatzsteuerjahreserklärung als 
zusätzliche Tätigkeit übernommen wird, gehört dazu  nicht  die Überprüfung 
etwaiger besonderer buchmäßiger Voraussetzungen sowie die Frage, ob alle 
in Betracht kommenden umsatzsteuerrechtlichen Vergünstigungen wahrge-
nommen worden sind. Eine Gewähr für die vollständige Erfassung der Unter-
lagen zur Geltendmachung des Vorsteuerabzugs wird nicht übernommen.  

 

12. Elektronische Kommunikation 

Die Kommunikation zwischen dem Wirtschaftsprüfer und dem Auftraggeber 
kann auch per E-Mail erfolgen. Soweit der Auftraggeber eine Kommunikation 
per E-Mail nicht wünscht oder besondere Sicherheitsanforderungen stellt, wie 
etwa  die Verschlüsselung von E-Mails, wird der Auftraggeber den Wirt-
schaftsprüfer entsprechend in Textform informieren. 

 

13. Vergütung 

(1) Der Wirtschaftsprüfer hat neben seiner Gebühren- oder Honorarforderung 
Anspruch auf Erstattung seiner Auslagen; die Umsatzsteuer wird zusätzlich 
berechnet. Er kann angemessene Vorschüsse auf Vergütung und Auslagen-
ersatz verlangen und die Auslieferung seiner Leistung von der vollen Befrie-
digung seiner Ansprüche abhängig machen. Mehrere Auftraggeber haften als 
Gesamtschuldner. 

(2) Ist der Auftraggeber kein Verbraucher, so ist  eine Aufrechnung gegen 
Forderungen des Wirtschaftsprüfers auf Vergütung und Auslagenersatz nur 
mit unbestrittenen oder rechtskräftig festgestellten Forderungen zulässig. 

 

14. Streitschlichtungen  

Der Wirtschaftsprüfer ist  nicht bereit, an Streitbeilegungsverfahren vor einer 
Verbraucherschlichtungsstelle im Sinne des § 2 des Verbraucherstreitbeile-
gungsgesetzes teilzunehmen. 

 

15. Anzuwendendes Recht 

Für den Auftrag, seine Durchführung und die sich  hieraus ergebenden An-
sprüche gilt nur deutsches Recht. 



Concunia GmbH 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 
Steuerberatungsgesellschaft

Niederlassung Münster

Scharnhorststraße 2

48151 Münster

Tel.: 0251 322 015-0

Fax: 0251 322 015-20
E-Mail: info@concunia.de 
Web: concunia.de

Niederlassung Ratingen

Josef-Schappe-Str. 21

40882 Ratingen

Tel.: 02102 88 99 69-0

Fax: 02102 88 99 69-9

E-Mail: ratingen@concunia.de


